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GEMEINDE NORDHEIM Az.: 855.04 

Sitzung des Verwaltungsausschusses am 10.04.2019 
Sitzung des Gemeinderates am 12.04.2019 öffentlich 

Sitzungsvorlage 41/2019 
Umsetzung der Forstreform im Landkreis Heilbronn 

Sachverhalt: 

In Sachen Kartellverfahren gegen das Land Baden-Württemberg zum gebündelten Nadelstammholz-
verkauf hat der Bundesgerichtshof in zweiter Instanz am 12. Juni 2018 die Untersagungsverfügung 
des Bundeskartellamtes (BKartA) aus formalen Gründen aufgehoben. Trotz Obsiegen des Landes im 
Kartellstreit mit dem BKartA wird es zum 01. Januar 2020 in Baden-Württemberg zu einer Forst-
reform kommen, da die Staatswaldbewirtschaftung als politische Zielsetzung des Landes losgelöst 
vom Landratsamt in einer Anstalt öffentlichen Rechts erfolgen soll. 

Für die forstliche Betreuung des Körperschafts- und Privatwaldes wurde zwischen dem Land und den 
Kommunalen Landesverbänden ein „Kooperationsmodell“ ausgearbeitet. Dieses sieht vor, dass die 
unteren Forstbehörden auch künftig den kommunalen und privaten Waldbesitzern die forsttechni-
sche Betriebsleitung und den forstlichen Revierdienst als staatliche Aufgabe anbieten.  
Während die forsttechnische Betriebsleitung wie bisher kostenfrei ist, muss der forstliche Revier-
dienst zu den Gestehungskosten angeboten werden. Zur Abgeltung der gesetzlich definierten Mehr-
belastung bei der Bewirtschaftung des Körperschaftswaldes (u.a. sachkundige und planmäßige Be-
wirtschaftung) erhalten die Kommunen vom Land eine direkte Förderung in Form eines Mehrbelas-
tungsausgleichs. Der Förderbetrag setzt sich aus einem festen Anteil von 10 Euro/ha Wald und einem 
variablen Anteil in Abhängigkeit von Hiebsatzhöhe und kartierter Erholungswaldfläche im jeweiligen 
Kommunalwald zusammen. Die Höhe des Mehrbelastungsausgleichs schwankt deshalb von Forstbe-
trieb zu Forstbetrieb.  

Der Holzverkauf durch die unteren Forstbehörden wird zum Reformstichtag insbesondere aus wett-
bewerbsrechtlichen Gründen als staatliche Aufgabe wegfallen. Alternativ sieht das „Kooperations-
modell“ vor, dass der Holzverkauf für den Körperschafts- und Privatwald über eine kommunale Holz-
verkaufsstelle als kreiskommunale Aufgabe angeboten werden kann. Dies hat den großen Vorteil, 
dass alle forstlichen Betreuungsleistungen wie bisher aus einer Hand vom Landratsamt angeboten 
werden können, was für die Waldbesitzer erhebliche Synergien schafft. Auch für die Übernahme des 
Holzverkaufs muss das Landratsamt kostendeckende Gebühren erheben. Als rein wirtschaftliche Tä-
tigkeit ist aus beihilferechtlichen Gründen beim Holzverkauf keine Förderung durch das Land mög-
lich. 

Betreuungsangebot des Landratsamtes:  

Die Gebühren für die forstliche Betreuung durch das Landratsamt zuzüglich der gesetzlichen Umsatz-
steuer gestalten sich wie folgt:  

1. Übernahme forstlicher Revierdienst:
Nach Abzug des Mehrbelastungsausgleichs entsteht ein Rechnungsbetrag in Höhe von
1.235,00 Euro im Jahr, was einem Hiebsatz der Forsteinrichtung (Forstverwaltungskostenbei-
trag) von 3,54 Euro/Fm entspricht. Bisher betrug der Hiebsatz der Forsteinrichtung 6,45 Eu-
ro/Fm.
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2. Übernahme Holzverkauf:
Die Gestehungskosten des Holzverkaufs liegen bei 3,00 Euro/Fm und beinhalten 0,50 Eu-
ro/Fm für die Rechnungsstellung (Fakturierung). Bisher wurde 1,00 Euro/Fm subventioniert.

3. Übernahme der Wirtschaftsverwaltung:
Die Vergabe von Forstbetriebsarbeiten sowie die Beschaffung von Material und Geräten für
den Forstbetrieb werden nach benötigtem Zeitaufwand, als Stundensätze (derzeit 50,00 Eu-
ro/Std.), in Rechnung gestellt.

Alternativen: 

• Die Kommunen stellen jeweils in Eigenregie oder als interkommunaler Zusammenschluss
selbst sachkundiges Forstpersonal ein und vermarkten ihr Holz selbst.

• Die Kommunen werden Mitglieder forstlicher Zusammenschlüsse (sog. Forstbetriebsgemein-
schaften) bzw. privatrechtlicher Organisationen (Genossenschaften).

• Die Kommunen bedienen sich anderer dritter Anbieter.

Das Landratsamt Heilbronn hat sich mit Schreiben vom 02.08.2018 an die Landkreiskommunen ge-
wandt und zum „Schulterschluss“ mit den Försterinnen und Förstern im Landkreis aufgerufen. Die 
Kommunen sollen auch nach der Forstreform zum 01.01.2020 die Betreuungsleistungen des Landrat-
samts für ihre Wälder in Anspruch nehmen.  

Der Kreisverband Heilbronn des Gemeindetages Baden-Württemberg hat sich in seiner Sitzung am 
10.10.2018 für die Fortführung der Zusammenarbeit mit dem Kreisforstamt ausgesprochen. 

Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat stimmt der Fortführung der forstlichen Betreuung im forstlichen Revierdienst so-
wie der Wirtschaftsverwaltung, inkl. Holzverkauf, durch das Kreisforstamt des Landratsamtes Heil-
bronn unter den vom Landratsamt vorgelegten Konditionen zu. Die forsttechnische Betriebsleitung 
wird wie bisher kostenfrei vom Kreisforstamt des Landratsamtes Heilbronn wahrgenommen. 

Die Verträge zur Übernahme des Holzverkaufes und zur Übernahme des forstlichen Revierdienstes 
samt der Wirtschaftsverwaltung (Entwürfe als Anlage 1) werden abgeschlossen. 

mr 












	SV42
	Sitzung des Verwaltungsausschusses am 10.04.2019

	SV42 anl

